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Wahrung der Standortattraktivität - Das Basler Standortpaket; Teilrevisionen 
Standortförderungsgesetz und Gesetz über die direkten Steuern (StG) 
 

24.0790.02, Bericht der WAK vom 10.01.2025 

 

://: Zustimmung mit Änderungzu beiden Gesetzesvorlagen 

 

Gesetz über die direkten Steuern (Steuergesetz, StG) 

Der Grosse Rat des Kantons Basel-Stadt, 

nach Einsichtnahme in den Ratschlag des Regierungsrates Nr. 24.0790.01 vom 18. Juni 2024 sowie in den 

Bericht der Wirtschafts- und Abgabekommission Nr. 24.0790.02 vom 9. Januar 2025, 

beschliesst: 

I. 

Das Gesetz über die direkten Steuern (Steuergesetz, StG) vom 12. April 2000 1) (Stand 1. März 2024) wird 

wie folgt geändert: 

§  69b Abs. 3 (geändert), Abs. 4 (geändert), Abs. 4
bis

 (neu) 

3 Wird der Reingewinn aus Patenten und vergleichbaren Rechten erstmals ermässigt besteuert 

(Boxeneintritt), so wird der in vergangenen Steuerperioden bereits berücksichtigte Forschungs- und 

Entwicklungsaufwand im Umfang von 5 Prozent gesondert zu einem Steuersatz von 0,5 Prozent besteuert.  

4 Wird der Reingewinn aus Patenten und vergleichbaren Rechten erstmals nicht mehr ermässigt besteuert 

(Boxenaustritt), so wird auf Antrag der in vergangenen Steuerperioden angefallene Forschungs- und 

Entwicklungsaufwand im Umfang von 5 Prozent zu 0,5 Prozent an die Gewinnsteuern angerechnet. Die 

Anrechnung ist auf den Betrag beschränkt, der beim Eintritt nach Abs. 3 erhoben wurde. Der Antrag ist 

spätestens bis zur Rechtskraft der Veranlagung der Steuerperiode zu stellen, in welcher der Reingewinn aus 

Patenten und vergleichbaren Rechten erstmals nicht mehr ermässigt besteuert wird, ansonsten der Anspruch 

nach diesem Absatz erlischt. 

4bis Wurde der Umfang des massgebenden Forschungs- und Entwicklungsaufwandes beim Boxeneintritt zu 

einem anderen Prozentsatz als dem für den Boxenaustritt nach Abs. 4 massgebenden Prozentsatz bestimmt, 

so gilt für den Boxenaustritt der durchschnittlich anwendbare Prozentsatz während der Anwendungsdauer 

der Patentbox, längstens aber der letzten 10 Jahre vor dem Boxenaustritt. 

                                            
1) SG 640.100 

https://www.gesetzessammlung.bs.ch/data/640.100/de
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§  70a Abs. 1 (geändert) 

1 Die gesamte steuerliche Ermässigung nach § 69b Abs. 1 (Patentbox) darf nicht höher sein als 5 Prozent 

des steuerbaren Gewinns vor Verlustverrechnung, wobei der Nettobeteiligungsertrag nach § 77 

ausgeklammert wird, und vor Abzug der vorgenannten Ermässigung. 

§  76 Abs. 1
bis

 (neu) 

1bis Ab Zeitpunkt des Inkrafttretens von § 242c geht für die Gewinnsteuer dieser Steuerperiode und der 9 

darauffolgenden Steuerperioden § 242c dem § 76 Abs. 1 vor. 

Titel nach § 242b (neu) 

(5. Teil/IV.) 11. Zeitlich befristeter Gewinnsteuersatz 

§  242c (neu) 

1 Ab Zeitpunkt des Inkrafttretens der vorliegenden Bestimmung gelten für die Gewinnsteuer dieser 

Steuerperiode und der 9 darauffolgenden Steuerperioden nachfolgende Bestimmungen: 

a) Die Gewinnsteuer der juristischen Personen beträgt in Abweichung von § 76 Abs. 1: 6,5 Prozent 

auf den ersten 50 Millionen Franken des steuerbaren Reingewinnes. Für den Anteil des 

steuerbaren Reingewinnes über 50 Millionen Franken beträgt der Steuersatz 8,5 Prozent. 

b) Juristische Personen, die nur für einen Teil ihres Gewinns im Kanton steuerpflichtig sind, 

entrichten die Steuern für die im Kanton steuerbaren Werte nach dem Steuersatz, der ihrem 

gesamten Gewinn vor internationaler und interkantonaler Steuerausscheidung entspricht. 

c) Juristische Personen, deren steuerbarer Reingewinn gemäss § 69b ermässigt wird, entrichten die 

Steuern nach dem Steuersatz, der ihrem gesamten Gewinn vor Anwendung von § 69b entspricht. 

d) Bei einem unter- oder überjährigen Geschäftsabschluss werden für die Bestimmung des 

Gewinnsteuersatzes nur die ordentlichen Gewinne auf zwölf Monate umgerechnet. 

II. Änderung anderer Erlasse 

Keine Änderung anderer Erlasse. 

III. Aufhebung anderer Erlasse 

Keine Aufhebung anderer Erlasse. 

IV. Schlussbestimmung 

Diese Änderung ist zu publizieren; sie unterliegt dem Referendum und der Regierungsrat bestimmt den 

Zeitpunkt des Inkrafttretens. 
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Standortförderungsgesetz 

Der Grosse Rat des Kantons Basel-Stadt, 

nach Einsichtnahme in den Ratschlag des Regierungsrates Nr. 24.0790.01 vom 18. Juni 2024 sowie in den 

Bericht der Wirtschafts- und Abgabekommission Nr. 24.0790.02 vom 9. Januar 2025, 

beschliesst: 

I. 

Das Standortförderungsgesetz vom 29. Juni 2006 2) (Stand 1. Mai 2024) wird wie folgt geändert: 

Titel (geändert) 
Standortförderungsgesetz (StaföG) 

§  3a (neu) 

Zusammenarbeit mit Dritten 

1 Der Regierungsrat arbeitet im Rahmen dieses Gesetzes aktiv mit der Wirtschaft sowie mit dem Bund und 

mit regionalen und lokalen Gemeinwesen im In- und Ausland zusammen. 

§  4 Abs. 1 (geändert), Abs. 2 (geändert), Abs. 3 (neu) 

Programme zur Stärkung der Standortattraktivität (Überschrift geändert) 

1 Der Kanton kann Programme zur gezielten Stärkung der Standortattraktivität finanzieren oder sich an 

solchen finanziell beteiligen. 

2 Die Programme verbessern auf der Basis der bestehenden Stärken Basels die Standortfaktoren für 

Unternehmen und Institutionen. 

3 In Einzelfällen können im Rahmen der Programme Beiträge an einzelne Unternehmen oder Institutionen 

gewährt werden. 

§  5 Abs. 1 (geändert) 

Standortförderungsfonds (Überschrift geändert) 

1 Zur Finanzierung der Programme und Beiträge gemäss § 4 wird ein Standortförderungsfonds eingerichtet. 

§  5d (neu) 

Massnahmen in den Bereichen Innovation, Gesellschaft und Umwelt  

1 Der Kanton kann auf der Grundlage des massgebenden Geschäftsjahres Beiträge an im Kanton beschränkt 

oder unbeschränkt steuerpflichtige juristische Personen gewähren, welche der Gewinnsteuer gemäss §§ 68 

ff. des Gesetzes über die direkten Steuern (Steuergesetz, StG) vom 12. April 2000 unterliegen und nicht von 

der Gewinnsteuerpflicht gemäss § 66 StG befreit sind. 

2 Handelt es sich bei der juristischen Person gemäss Abs. 1 um eine beschränkt steuerpflichtige juristische 

Person, wird zusätzlich mindestens eine qualifizierende Anlage im Kanton vorausgesetzt. 

3 Der Regierungsrat kann den Kreis der gesuchsberechtigten juristischen Personen einschränken. 

§  5e (neu) 

Bereich Innovation 

1 Im Bereich Innovation können Beiträge gemäss § 5d geleistet werden: 

a) an Personalaufwendungen für Forschung, Entwicklung und Innovation in der Nordwestschweiz, 

wobei Aufwendungen im Kanton Basel-Stadt stärker unterstützt werden können; 

                                            
2) SG 910.200 

https://www.gesetzessammlung.bs.ch/data/910.200/de
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b) an Abschreibungen auf Anlagen für Forschung, Entwicklung und Innovation einschliesslich 

Anlagen im Bereich der Hochtechnologieproduktion im Kanton Basel-Stadt und in der Schweiz, 

wobei Anlagen im Kanton stärker unterstützt werden können; 

c) an Aufwendungen für klinische Studien oder für die Herstellung der notwendigen Wirkstoffe für 

ebendiese Studien. 

2 Höhere Beiträge können gewährt werden, wenn diese im Zusammenhang mit Patenten und vergleichbaren 

Rechten stehen. 

§  5f (neu) 

Bereich Gesellschaft 

1 Im Bereich Gesellschaft können Beiträge gemäss § 5d für die Förderung der Vereinbarkeit von Beruf und 

Familie von Arbeitnehmenden mit vertraglichem Arbeitsort im Kanton geleistet werden, insbesondere für 

die Förderung von Elternzeit. 

2 Bei der Förderung von Elternzeit beteiligt sich der Kanton mit Beiträgen an juristische Personen, wenn 

sie: 

a) Arbeitnehmenden mit vertraglichem und faktischem Arbeitsort im Kanton nach einer Geburt oder 

Adoption Urlaub über die Ansprüche gemäss Bundesgesetz über den Erwerbsersatz 

(Erwerbsersatzgesetz, EOG) vom 25. September 1952 hinaus gewährt haben; 

b) und die Arbeitnehmenden den Urlaub bereits bezogen haben. 

3 Der Beitrag wird als Taggeld ausbezahlt und entspricht dem Taggeld, welches die Ausgleichskasse 

gemäss Erwerbsersatzgesetz den Arbeitnehmenden ausbezahlt hat. Das Taggeld wird mindestens für drei 

Wochen gewährt. 

4 Beschränkt steuerpflichtige juristische Personen erhalten Beiträge gemäss Abs. 2 und 3, auch wenn sie 

keine qualifizierende Anlage im Kanton Basel-Stadt im Sinne von § 5d Abs. 2 vorweisen.  

5 Diese Beiträge können in Abweichung von § 5d Abs. 1 auch an steuerbefreite juristische Personen gemäss 

§ 66 lit. f StG geleistet werden. 

§  5g (neu) 

Bereich Umwelt 

1 Im Bereich Umwelt können Beiträge gemäss § 5d für den Ausstieg aus fossilen Energien zur 

Dekarbonisierung und für die effiziente Nutzung von Energie geleistet werden. 

§  5h (neu) 

Modalitäten der Beiträge für Massnahmen in den Bereichen Innovation, Gesellschaft und Umwelt  

1 Die Beiträge gemäss §§ 5e – 5g werden auf Gesuch hin einmal jährlich gewährt. Nicht fristgerecht 

eingereichte Gesuche werden nicht berücksichtigt. 

2 Wird vom Regierungsrat eine elektronische Plattform für die Einreichung der Gesuche zur Verfügung 

gestellt, so werden diese ausschliesslich über diese Plattform entgegengenommen.  

3 Die Höhe der Beiträge bemisst sich nach den nachgewiesenen Aufwendungen oder im Falle von § 5g nach 

den vermiedenen Treibhausgasemissionen oder der eingesparten Energie.  

4 Beiträge gemäss § 5e setzen eine ordentliche Revision sowie eine Prüfung des Beitragsgesuchs durch die 

Revisionsstelle voraus. 

5 Die Beiträge gemäss §§ 5e – 5g mit Ausnahme der Beiträge für die Förderung von Elternzeit gemäss § 5f 

Abs. 2 und 3 können beschränkt werden. 

6 Die Beiträge werden mittels einer Verfügung gewährt. 

7 Die Finanzkontrolle stellt die Prüfung im Rahmen des Finanz- und Verwaltungskontrollgesetzes (FVKG) 

vom 17. September 2003 sicher. 

§  5i (neu) 

Form der Beiträge 
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1 Beiträge gemäss §§ 5e – 5g können in Form von Förderbeiträgen, qualifizierten Steuergutschriften 

(QRTC) oder anderen anerkannten Steuergutschriften gewährt werden. 

2 QRTC sind Steuergutschriften, welche gemäss OECD/G20-Regelwerken zur Mindestbesteuerung als 

Förderinstrument anerkannt werden.  

3 Die an eine juristische Person gewährten QRTC werden mit deren offenen Steuerschulden der kantonalen 

Gewinn-, Kapital- und Grundstücksteuerschulden verrechnet.  

4 Ist eine Verrechnung der QRTC mit Steuerschulden nicht oder nicht vollständig möglich, werden die 

QRTC auf künftige Steuerperioden vorgetragen, soweit diese die verrechenbaren Steuerschulden 

übersteigen. 

5 Spätestens vier Jahre ab dem Zeitpunkt, in welchem die juristische Person die Bedingungen für die 

Ausrichtung des Beitrages erfüllt, ist der in der Form der QRTC zugesprochene Beitrag zur Auszahlung zu 

bringen. 

§  5j (neu) 

Förderung von Forschungskooperationen im Bereich der Life Sciences 

1 Der Kanton kann neuartige Forschungskooperationen im Bereich Life Sciences zwischen in der Region 

tätigen Hochschulen, Forschungseinrichtungen, universitären Spitälern und Kliniken und der im Kanton 

ansässigen und gemäss § 5d Abs. 1 steuerpflichtigen forschenden Industrie mit Beiträgen fördern. 

2 Die Forschungskooperationen müssen einen globalen gesellschaftlichen Nutzen stiften.  

3 Mit den Beiträgen werden die Kosten der öffentlichen Kooperationspartnerinnen und Kooperationspartner 

oder mit Hochschulen assoziierten Forschungseinrichtungen oder einer Trägerschaft, die solche 

Forschungskooperationen organisiert, steuert und beaufsichtigt, mitfinanziert.  

4 Die Beiträge werden auf Gesuch hin gewährt. 

§  5k (neu) 

Fonds für Innovation und Fonds für Gesellschaft und Umwelt 

1 Zur Finanzierung der Beiträge gemäss § 5e wird der Fonds für Innovation und zur Finanzierung der 

Beiträge gemäss §§ 5f, 5g und 5j der Fonds für Gesellschaft und Umwelt eingerichtet.  

2 Die Fonds werden jährlich mit einem Gesamtbetrag von 150 Millionen Franken bis zu 500 Millionen 

Franken geäufnet. Der Gesamtbetrag wird wie folgt aufgeteilt: 

a) 80 % des Gesamtbetrages stehen dem Fonds für Innovation zu; 

b) 20 % des Gesamtbetrages stehen dem Fonds für Gesellschaft und Umwelt zu, wobei 15 Millionen 

Franken für Forschungskooperationen im Bereich der Life Sciences nach § 5j vorzusehen sind.  

3 Der Regierungsrat entscheidet im Rahmen von Abs. 2 über die jährliche Zuweisung an die Fonds. Dabei 

berücksichtigt er den Grundsatz des Haushaltgleichgewichts. 

4 Über die Entnahme der Mittel aus den Fonds entscheidet der Regierungsrat abschliessend. Er kann die 

Kompetenz an das zuständige Departement delegieren. Der Regierungsrat berichtet der Wirtschafts- und 

Abgabekommission alle zwei Jahre über die Entwicklung der Fonds und deren Wirkung.  

5 Die zugesprochenen Beiträge dürfen insgesamt nicht höher sein als das jeweilige Fondsvermögen. Die den 

jeweiligen Fonds zugewiesenen Mittel werden, abgesehen von einer allfälligen Schwankungsreserve, wenn 

möglich innerhalb eines Jahres ausgerichtet.  

6 Die in den ersten fünf Jahren nach Inkrafttreten dieser Bestimmung im Fonds Gesellschaft und Umwelt 

nicht verwendeten Mittel verbleiben in diesem Fonds. Danach fliessen die jährlichen Mittel, die nicht für 

die Zwecke Gesellschaft und Umwelt verwendet werden, jeweils in den Fonds für Innovation. 

 

 

§  5l (neu) 

Ansprüche 

1 Mit Ausnahme der Beiträge an juristische Personen gemäss § 5f Abs. 2 und 3 besteht kein Anspruch auf 

Leistungen gemäss diesem Gesetz. 
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§  5m (neu) 

Ausführungsbestimmungen 

1 Der Regierungsrat erlässt die erforderlichen Ausführungsbestimmungen zu den §§ 5d – 5k. 

§  6 

Aufgehoben. 

§  6a (neu) 

Datenaustausch 

1 Mit dem Gesuch um Ausrichtung von Beiträgen gemäss §§ 5e – 5g gewährt die gesuchstellende 

juristische Person der zuständigen Behörde und von dieser zugezogene Dritten das Recht, Informationen 

und Daten, die zur Prüfung des Gesuchs dienlich sind, beim jeweiligen öffentlichen Organ und Dritten 

ungeachtet von Berufs- und Amtsgeheimnissen und vertraglichen Geheimhaltungspflichten einzuholen. 

§  6b (neu) 

Rückforderung 

1 Beiträge gemäss §§ 5e – 5g, die auf der Grundlage falscher Angaben zugesprochen wurden, verlieren ihre 

Anspruchsgrundlage oder sind zurückzuerstatten. 

2 Rückzufordernde Beiträge gemäss Abs. 1 sind ab Entstehung des Rückforderungsrechts zu dem im 

Schweizerischen Obligationenrecht festgelegten Zinsfuss zu verzinsen.  

3 Verlegt eine juristische Person ihren Sitz, die tatsächliche Verwaltung oder die bisher geförderte Tätigkeit 

gemäss § 5e in einen anderen Kanton oder ins Ausland, so kann die zuständige Behörde die gesamten 

Förderbeiträge der letzten drei dem Wegzug vorangehenden Jahre zurückfordern 

§  6c (neu) 

Rechtsmittel 

1 Verfügungen, die in Anwendung dieses Gesetzes getroffen werden, können mit Rekurs nach den 

allgemeinen Regeln angefochten werden. 

II. Änderung anderer Erlasse 

Keine Änderung anderer Erlasse. 

III. Aufhebung anderer Erlasse 

Keine Aufhebung anderer Erlasse. 

IV. Schlussbestimmung 

Diese Änderung ist zu publizieren; sie unterliegt dem Referendum und tritt am fünften Tag nach der 

Publikation des unbenutzten Ablaufs der Referendumsfrist oder im Falle der Volksabstimmung am fünften 

Tag nach der Publikation der Annahme durch die Stimmberechtigten in Kraft. 

 


